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Werden die Studiengebühren jetzt abgeschafft oder nicht? 

Das ist zweifellos eine der spannenden Fragen in diesen Tagen. Faktum ist, dass unsere 69 Abgeordneten und die 17 KollegInnen der grünen Fraktion nicht ausreichen werden, um einen Mehrheitsbeschluss für die Abschaffung herbeizuführen. 

Bundeskanzler Schüssel, der ja den Auftrag zu einer Regierungsbildung hat, hat erklärt, er akzeptiert keine Bedingungen. Das wird schwierig, denn die einzige Partei, die sich nach unserer Beobachtung bedingungslos der ÖVP auszuliefern bereit ist, sind die Freiheitlichen. Aber Knittelfeld kann sich jeden Tag wiederholen. 

Klares Programm für einen offenen Zugang zu Bildung ohne Barrieren
Wir SozialdemokratInnen hingegen haben ein klares Programm für einen offenen Zugang zur Bildung ohne Barrieren, und auch wir haben eine Verpflichtung unseren 1,8 Millionen Wählerinnen und Wählern gegenüber. Und es gehört wohl zu den Binsenweisheiten jeder Verhandlung, dass sie nur dann zu einem Ergebnis führen kann, wenn beide Teile bereit sind, Schritte aufeinander zuzugehen. Den Auftrag zur Regierungsbildung hat allerdings die Österreichische Volkspartei vom Herrn Bundespräsidenten bekommen, und sie wird zunächst einmal erklären müssen, welche Schritte sie zu gehen bereit ist. 

,Gscheiterl-Steuer’ zum Stopfen von Budgetlöchern?

Ich werde Ihnen nicht unsere Schmerzgrenzen erklären. Das wäre in dieser Phase sicherlich nicht klug. Aber ich kann Ihnen erläutern, weshalb wir nach wie vor der festen Überzeugung sind, dass Studiengebühren nicht der richtige Weg sind, um die AkademikerInnenquote in Österreich zu steigern. 

Es hat auch niemand behauptet – auch von Seiten der FPÖ oder der ÖVP hat das niemand behauptet –, dass Studiengebühren eine bildungspolitische Zielsetzung hätten. Sie sind ausschließlich ein Weg zu zusätzlichen Einnahmen. 
Da hat es einmal die Aussage des ÖVP-Kollegen Amon gegeben, nachzulesen in der APA vom 22. September 2000: „Er, Amon, hätte ,größte Probleme’, einer derartigen ,Gscheiterl-Steuer’ ... “ – zum Stopfen von Budgetlöchern – „zuzustimmen.“ – Das hat ja recht gut geklungen.

Und Bundeskanzler Schüssel selbst ist auch zitierbar, was die Studiengebühren anlangt. Im „Kurier“ vom 27. Mai 2000 heißt es:

„Und so beteuert der Kanzler, dass sich die Regierung Studiengebühren ,nicht vorgenommen’ habe und plädiert für den ,Aufstieg durch Bildung’. Auch er stamme aus bescheidenen Verhältnissen. Meine Mutter war Handarbeitslehrerin, meine Großmutter Hausmeisterin.“ – Zitat Schüssel im Jahr 2000.

Preistreiber Studiengebühren – Bildungs-Ausgaben um 21,9 % verteuert 

Die jüngst präsentierte Inflationsrate des Jahres 2002 mit 1,8 Prozent ist an sich ein guter Wert. Was der ORF aber bis jetzt weder in der „ZiB 1“ noch in der „ZiB 2“, noch in der „ZiB 3“ dargestellt hat, ist in der APA nachlesbar, wo die Statistik Austria darüber berichtet hat. „Als größter ,Preistreiber’ erwiesen sich die im Herbst 2001 eingeführten Studiengebühren, die den Bereich ,Erziehung und Unterricht’ um 21,9 Prozent verteuerten.“

21,9 Prozent – das ist jener Wert, um den sich die Ausgaben des einzelnen Haushaltes für Bildung durch die Einführung der Studiengebühren erhöht haben! Wenn angesichts dessen noch jemand behauptet, das sei etwas, was man in der Brieftasche oder am Konto nicht spüre, dann irrt er.

Disseratationsstudium: Studiengebühr aber keine Lehrveranstaltungen

Aber ich möchte Ihnen, Frau Bundesministerin, aus einem Brief zitieren, den Sie auch kennen müssen, weil Sie ihn ebenfalls – wie alle Wissenschaftssprecher – bekommen haben. Eine Dissertantin schreibt Folgendes: 

„Ich zahlte in diesem Semester meinen Studienbeitrag, doch weder meine Erstbetreuerin,“ Prof. Sowieso, „noch mein Zweitbetreuer,“ Prof. Sowieso, „halten in diesem Semester ein DissertantInnenseminar ab, weil diese aus Einsparungsgründen auf ein Semester pro Studienjahr reduziert wurden. Da ich noch in der alten Studienordnung bin, muss ich auch keine zusätzlichen Lehrveranstaltungen besuchen. Das heißt also, dass ich in diesem Semester Studienbeitrag zahle, ohne die für mich vorgesehenen Lehrveranstaltungen besuchen zu können“ – weil sie schlichtweg nicht stattfinden! (Abg. Dr. Brinek, ÖVP: Sie kann aber schreiben!)

Diese Studentin kann zu Hause schreiben und zahlt dafür an der Uni einen Studienbeitrag. Das ist aber ein „liebes“ Argument, Kollegin Brinek. So dürfen Sie, bitte, wirklich nicht argumentieren, wenn Sie immer betonen, es ginge auch um die Leistungen der Universität, die diese zu erbringen habe.

Herren Professoren entscheiden über neue Stärken im Gründungskonvent

Die Studiengebühren sind aber nur ein Teil und ein Punkt von all dem, was im Universitätsbereich derzeit Schwächen zeigt. Auch das Universitätsgesetz 2002 zeigt schon seine erste Schwächen, bevor noch die Implementierung richtig begonnen hat. Wir haben immer davor gewarnt, der Gruppe der ordentlichen Professoren eine absolute Mehrheit in den Gremien zu geben. Eine Wissensorganisation kann so nicht geführt werden! Die Professoren sind es – ich sage deswegen so ungern „Professorinnen und Professoren“, weil die Herren Professoren nahezu 97 Prozent aller Professoren-Posten innehaben –, die mit ihrer Mehrheit über die neuen Stärken im Gründungskonvent entscheiden. Sie entscheiden auch darüber, wie die neuen Leitungsorgane der Universität, nämlich die Universitätsräte, ausschauen.

Universitätsräte in Mehrzahl männlich

Bei dieser Entscheidungsstruktur ist es kein Wunder, dass die Universitätsräte in der Mehrzahl männlich sind. Es gibt Ausnahmen wie die Uni Wien und die Uni Salzburg, aber sonst sieht es ziemlich triste aus. In Wien sind es bei vier Räten zwei Frauen und zwei Männer, in Salzburg sind es bei drei Räten ein Mann und zwei Frauen, an der Medizinischen Fakultät Wien sind es bei zwei Räten ein Mann und eine Frau, an der Technischen Universität sind es bei zwei Räten zwei Männer, an der Uni Graz sind es bei vier Räten vier Männer, an der Medizin Graz sind es bei vier Räten vier Männer, an der Kunstuni Graz sind es bei drei Räten drei Männer, und an der Uni Klagenfurt sind es bei drei Räten drei Männer.

Frau Bundesministerin! Wenn Sie behaupten, dass Ihnen das nicht auch Unbehagen bereitet, dann würde ich mich sehr in Ihnen täuschen. Wir von der SPÖ können nur von dieser Stelle aus all jene in den Gründungskonventen, die damit zu tun haben, auffordern, bei den restlichen Bestellungen diesen Zustand schleunigst zu ändern.

Es ist aber auch die fehlende Finanzausstattung der Universitäten zu kritisieren – und da sind wir wieder bei den Einnahmen aus den Studiengebühren – sowie das verkorkste Dienstrecht und die Abschaffung der Mitbestimmung. 

Wissenschaftspolitischer Appell der ProfessorInnen

Wir alle haben in den letzten Tagen einen wissenschaftspolitischen Appell der Bundeskonferenz der Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren zugeschickt bekommen, einer Einrichtung, die an sich diesem Universitätsgesetz positiv gegenüber gestanden ist, die diese Reform unterstützt hat, und darin heißt es:

„Beim Universitätsgesetz 2002 besteht darüber hinaus in manchen und zum Teil wesentlichen Punkten ein dringender Novellierungsbedarf.“  

Das schreiben die Professoren, die diese Reform immer begrüßt haben! Daher kann man nicht einfach sagen, es sei alles in Ordnung, es bestehe kein Reformbedarf. Ich glaube, dass man sich das in der Frühphase wirklich noch einmal genau wird ansehen müssen, ehe die Schienen falsch gelegt werden. 

Universitäten mit freiem Zugang – moderner Organisation – Partizipation 

Es geht uns um die Funktionsfähigkeit der Universitäten. Wir wollen eine Organisationsform, die die Universitäten befähigt, auch in Zukunft zu bestehen. Darum geht es! Dazu gehört der freie Zugang zu den Universitäten, dazu gehört eine Organisation, die der Wissensgesellschaft angepasst ist, und dazu gehört Partizipation. An diesen unseren Grundsätzen werden wir festhalten. Wir werden unsere Grundsätze bildungspolitisch einzubringen versuchen. Ob wir das in Zukunft in der Rolle der Opposition oder als Regierung tun werden, das werden die nächsten 14 Tage oder drei Wochen oder möglicherweise drei Monate zeigen.
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